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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Nur gerade drei Tage nach der Veröffentlichung des bundesrätlichen Berichts befasste
sich auch der Ständerat mit der Thematik der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Bussen
und überwies einstimmig eine Motion Luginbühl (bdp, BE) an den Nationalrat, die den
Bundesrat beauftragen will, die im Bericht angesprochenen "bestehenden
Unsicherheiten" anzugehen. Das Geschäft ist im Nationalrat auf das Frühjahr 2015
angesetzt. Nimmt auch die grosse Kammer den Vorstoss an, hat der Bundesrat dem
Parlament eine Änderung von Artikel 59 des Bundesgesetzes über die direkte
Bundessteuer (DBG) und Artikel 25 des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG)
vorzuschlagen, die vorsieht, dass ausgesprochene Bussen mit Strafcharakter nicht zum
geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören. 1

MOTION
DATUM: 15.09.2014
DAVID ZUMBACH

Finanzielle Sanktionen mit Strafcharakter sollen in Zukunft nicht mehr zum
geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören und folglich auch nicht mehr von den
Steuern abgezogen werden können. Dieser Auffassung war der Nationalrat im März 2015
und überwies mit 115 zu 55 Stimmen eine Motion Luginbühl (bdp, BE) an den Bundesrat,
der die Annahme des Vorstosses begrüsste. Einzig die SVP stimmte geschlossen gegen
den Vorstoss. Die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR)
hatte sich ihrerseits aus "rechtsstaatlichen Gründen" mit 18 zu 7 Stimmen dagegen
ausgesprochen, die Motion abzuändern und der Gesetzesänderung Rückwirkung zu
verleihen. Der Bundesrat hat dem Parlament nun eine Änderung des Bundesgesetzes
über die direkte Bundessteuer (DBG) und des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG)
vorzuschlagen. 2

MOTION
DATUM: 02.03.2015
DAVID ZUMBACH

Im November 2016 legte der Bundesrat in Erfüllung der Motion Luginbühl (bdp, BE) die
Botschaft zum Bundesgesetz über die steuerliche Behandlung finanzieller Sanktionen
vor. Das Bundesratsgesetz sei «im Sinne der Motion» verfasst, weshalb er den Vorstoss
zur Abschreibung empfehle, betonte der Bundesrat. Stillschweigend folgten Stände-
und Nationalrat in der Frühjahrs- und Herbstsession 2018 dem Antrag. 3

MOTION
DATUM: 18.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2014, S. 794 ff.
2) AB NR, 2015, S. 22 ff.
3) AB NR, 2018, S. 1401 ff.; AB SR, 2018, S. 146 ff.; BBl, 2016, S. 8503 ff.
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